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„Der globale Markt braucht eine globale Staatlichkeit“
Wieczorek-Zeul und  Bofinger ziehen Lehren aus der Finanzkrise 
Bundesentwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD) hat angesichts der Wirtschaftskrise dazu aufgerufen, alles zu tun, um eine menschliche Tragödie in den Entwicklungsländern zu verhindern. Wenn Billionen für die Rettung des Bankensystems aufgewendet werden könnten, „dann muss auch Geld da sein, um Menschen vor dem Hunger zu retten“, erklärte die Sozialdemokratin beim „Forum Internationales Finanzsystem“. 
Die Sozialdemokratin sagte, die in den vergangenen beiden Jahrzehnten vorherrschende Ideologie des Marktradikalismus habe letztlich zur Krise geführt. Wieczorek-Zeul forderte eine globale Regulierung der Finanzmärkte. „Wir haben einen globalen Markt, also brauchen wir auch eine globale Staatlichkeit.“ Sie sprach sich auch für einen TÜV für Finanzprodukte aus. 
Nach Ansicht des Wirtschaftsweisen Peter Bofinger zeigt die aktuelle Krise, dass entfesselte Märkte sich am Ende selbst zerstören. „Ohne die staatlichen Hilfen wäre das Bankensystem im September 2008 genauso spektakulär zusammengebrochen wie im September 2001 das World Trade Center.“ Der Mut zu radikalen Reformen sei in der Politik aber bescheiden, kritisierte der Volkswirtschaftsprofessor. „Es wird zwar an vielen kleinen Rädchen gedreht, die große Lösung aber fehlt.“ Bofinger forderte eine staatliche europäische Ratingagentur.  Es könne nicht sein, dass private Agenturen weiterhin „Finanzprodukte bewerten, dafür aber keine Haftung übernehmen“.
Hans-Helmut Kotz, Vorstandsmitglied der Deutschen Bundesbank, erklärte, es komme jetzt zunächst darauf an, das Bankensystem weiter zu stabilisieren. „Wenn die Banken nicht funktionieren, dann hat die ganze Wirtschaft ein großes Problem.“ Mittelfristig müssten dann neue Regeln für die Finanzwirtschaft vereinbart werden. Nötig seien beispielweise größere Risikopolster und höhere Eigenkapitalquoten.

Der Attac-Gründer und Grünen-Politiker Sven Giegold verlangte, dass nicht länger die Bundesregierung beim Einstieg in Institute die Vertreter des Staates in den Aufsichtsräten ernenne. „Sie müssen vom Parlament eingesetzt werden und sich auch vor ihm rechtfertigen.“ Giegold sprach sich gegen Konjunkturprogramme wie die Abwrackprämie aus und forderte „soziale und ökologische Investitionen in die Zukunft“. 
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